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Wie n 51 1 0 

Auf die Anfrage der Abgeordneten Koller und Genossen vom 
140September 1972$1 Nro 796/J~ betreffend Einführung l'1ehrwert= 
steuer9 beehre ich mich mitzuteileng 

Zu 1~, Welche konkreten Maßnahmen wurden bis zum heutigen Tage 
seitens des Bundesministeriums für Finanzen zur Informa= 
tion und Aufklärung aller Betroffenen ergriffeng 
Zur Information der Abgabepflichtigen 
a) wurde eine Informationsschrift über die Mehrwertsteuer 

mit dem Titel nI1ehrwertsteuerbuchD~ geschaffen Sl welches 
demnächst allen Umsatzsteuerpflichtigen zugesendet wird~ 

b) ferner eine sogenannte nMehrwertsteuerfibelli~ welche 
bereits ausgeliefert und gegen Einsendung von Kupons 
(auszuschneiden aus den Werbeeinschaltungen in den 
Zeitungen) vom Bundesministerium für Finanzen versendet 
bzw .. bei den von den li'inanzämtern vorgenommenen Infor..., 
mationsvorträgen sowie bei den Finanzämtern selbst ver= 
teilt wird» 

c) werden von den Bediensteten der Finanzämter in jedem 
Finanzamtsbereich ab Mitte Oktober 1972 durchschnittlich 
5 Vorträge zur Information der Steuerpflichtiigen abge~ 
halten werden o Die umsatzsteuerpflichtigen Unternehmer 
werden durch persönliche Einladung und Plakate mit den 
Vortragsterminen und -orten bekanntgemacht;; 

d) wird insbesondere der Vordruck nUmsatzsteuervoranmeldung~ 
sowie der Vordruck nVorratsentlastung ti mit umfangreichen 
Erläuterungen versehen werdeno Diese Vordrucke sind be= 
reits fertiggestellt und werden zu Informationszwecken 
an die Teilnehmer an den Informationsvorträgen der 
Finanzämter verteilt bzw" auch vom Finanzamt über Wunsch 
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abgegeben werden; 
e) stehen bei den Finanzämtern die zuständigen Veranlagungs­

referenten für mündliche bzw 0 bei sch\"lierigeren Tatbestän­
den oder Rechtsfragen für schriftliche Auskünfte zur Ver­

fügung 0 

Die Schulung der Bediensteten der Finanzämter verlief termin­
gemäß in mehreren Stufen nach einem bereits im Frühjahr 1972 
ausgearbeiteten Schulungsplan; insbesondere wurden an der 
Bundesfinanzschule (beginnend mit Juni 1972) 6 je einwöchige 
Lehrgänge über das Umsatzsteuergesetz 1972 abgehalten, davon 
der letzte im Oktober 19720 Die Teilnehmer an diesen Lehr- . 
gängen haben die Aufgabe~ das erworbene Wissen an die betrof­
fenen Bediensteten der Finanzämter weiterzugebeno überdies 
vrurde dafür Sorge getragen~ daß gelöste Zweifelsfragenlrurz­
fristig allen Bediensteten der Finanzämter bekannt werdeno 

Zu 20' Welche Informationen sind bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
noch geplant;? 
Einen wesentlichen Beitrag zur Information wird der in Vorbe­
reitung befindliche Durchführungs erlaß bringeno Des weiteren 
ist durch,ein entsprechend koordiniertes Verteilungssystem 
gewährleistet, daß die Bediensteten der Finanzämter über die 
laufend erlaßmäßig erfolgende KlarsteIlung von Zweifelsfragen 

" 

in Kenntnis gesetizt werdeno überdies ist für jene Berufsgrup­
pen, die umfänglich durch den Übergang zum neuen Umsatzsteuer;.:;~··:j 
system von den größten Änderungen betroffen sind, je ein Merk­

blatt in,Vorbereitungo 

Zu 2o, Was werden Sie unternehmen, um die Überforderung der Finanz­
verwaltung und die Unsicherheit in der Wirtschaft in einiger­
maßen erträglichen Grenzen zu halten? 
Durch den bereits erwähnten Schulungsablauf bzwo durch die 
organisatorischen Maßnahmen zur Durchführung des Gesetzes ist 
einerseits gewährleistet

9 
daß die befürchtete Unsicherheit in 

der Wirtschaft nicht eintritt, andererseits auch eine Über-. 
forderung der Finanzverwaltung vermieden wird. Die unabhängig 
von der zur Verfügung: stehenden Vorbereitungs zeit mit Inkraft­
treten des Gesetzes anfallende Mehrarbeit wird im Rahmen der 
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personellen Gegebenheiten bewältigt werden, wobei es selbst­
verständlich ist, daß üer im übergangszeitraum bevorstehende 
quantitative zusätzliche Arbeitsanfall Mehrleistungen der 
Bediensteten erforderto 

Zu 40 un~ 50' Soll diese Mehrbelastung in Form von überstunden oder 
durch die Heranziehung zusätzlicher Kräfte bei den Finanzämtern 
bewältigt werden? 
Wieviel zusätzliche Kräfte müssen durch die Umstellung des Um­
satzsteuersystems herangezogen werden? 
Eine Personalvermehrung aus dem Titel der Durchführung des 
Umsatzsteuergesetzes 1972 ist - wenn auch dem Grunde nach 
erforderlich - im Dienstpostenplan 1973 nicht vorgeseheno 
Durch die Automation der Abgabeneinhebung werden teilweise 
Kräfte frei, die für die Bearbeitung der neuen Agenden heran­
gezogen werden könneno Die Gewinnung weiterer Kräfte ist -
abgesehen davon, daß im Dienstpostenplan keine Vorsorge ge­
troffen werden konnte .-·a.uch aus Gründen der gegebenen Ar­
beitsmarktsituation nicht realisierbaro 
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